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Aus der Begründung:

Nach den im Instanzverfahren getroffenen Feststellungen 
muß zwar davon ausgegangen werden, daß mit ursächlich für 
die Überzahlung des Lohnes an die Klägerin eine durch ihren 
zuständigen Leiter zu vertretende Unsicherheit darüber war, 
inwieweit der ab März 1987 vollzogene Übergang der Klä­
gerin von der bisherigen durchgängigen Dreischichtarbeit in 
ein unterbrochenes Zweischichtsystem einer Schonarbeit nach 
§ 216 AGB entsprach oder nicht. Objektiv war das zweifellos 
nicht der Fall; aber es ist nach den Bekundungen dieses als 
Zeugen vernommenen Leiters nicht auszuschließen, daß eine 
fehlerhaft angenommene Schonarbeit — eine solche wies je­
doch die ärztliche Stellungnahme nicht aus — mit zu der Über­
zahlung geführt hat. Dennoch stehen diesbezügliche betrieb­
liche Versäumnisse, die u. U. sogar die arbeitsrechtliche ma­
terielle Verantwortlichkeit des betreffenden betrieblichen 
Leiters wegen fahrlässiger Schadenszufügung begründen 
könnten, bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 126 Abs. 3 
AGB der Rückzahlungspflicht des begünstigten Werktätigen 
nicht entgegen (vgl. hierzu u. a. OG, Urteil vom 28. Oktober 
1988 - OAK 20,88 - NJ 1989, Heft 1, S. 37).

Daß im vorliegenden Fall die Überzahlung des Lohnes 
objektiv erheblich war, ist nicht in Frage zu stellen. Das folgt 
nicht nur aus der Gesamtsumme, sondern auch daraus, daß 
der an die Klägerin zur Auszahlung kommende Lohn in der 
Zeit von März 1987 bis Mai 1988 jeweils monatlich um 
262,74 M über dem ihr zustehenden Lohn lag, was einer Über­
zahlung von mehr als 25 Prozent des Gesamtlohnes ent­
sprach.

Richtig ist in dem Zusammenhang die dazu vom Bezirks­
gericht vertretene Auffassung, daß allein aus einer objektiv 
erheblichen Überzahlung nicht automatisch auf das Vorliegen 
einer Rückzahlungspflicht nach § 126 Abs. 3 AGB geschlossen' 
werden kann. Soweit das Bezirksgericht jedoch meint, der 
Klägerin sei im vorliegenden Fall die erhebliche Überzah­
lung weder bekannt noch für sie erkennbar gewesen, wird 
diese Feststellung vom Beweisergebnis nicht getragen und 
steht deshalb nicht mit § 126 Abs. 3 AGB im Einklang. § 126 
Abs. 3 AGB setzt bei einer erheblichen Überzahlung nicht 
deren positive Kenntnis durch den Werktätigen voraus.

Für die Rückzahlungspflicht der Klägerin hinsichtlich des 
insgesamt zuviel erhaltenen Lohnes kam es mithin nicht ent­
scheidend darauf an, inwieweit sie hiervon genau wußte. 
Aber wenn schon das Bezirksgericht dieser Auffassung war, 
so hätte es hierzu einer weiteren Sachaufklärung bedurft. 
Immerhin steht nämlich fest, daß der Klägerin die Lohnstreifen 
zur Verfügung standen, in denen die einzelnen Lohnbestand­
teile (so auch die Nettolohnanteile für die Dreischichtarbeit) 
ausgewiesen wurden, und daß hierfür seitens des Betriebes 
noch weitere Beweise angeboten, vom Bezirksgericht jedoch 
nicht aufgegriffen wurden. So hat der Verklagte u. a. die Lei­
terin .der Lohnbuchhaltung als Zeugin dafür benannt, daß 
der Klägerin die Angaben in den Lohnstreifen schon im 
IV. Quartal 1986 im Detail erläutert worden seien.

Für die volle Rückzahlungspficht der Klägerin nach § 126 
Abs. 3 AGB war allein entscheidend, ob sich im Hinblick auf 
die objektiv gegebene erhebliche Überzahlung für die Klä­
gerin eindeutige (offensichtliche) Anhaltspunkte hierfür er­
gaben und sie darum, wenn sie schon um diese nicht genau 
wußte, diese zumindest erkennen mußte. Dies hätte durch das 
Bezirksgericht bejaht werden müssen.

Die Klägerin konnte, nachdem sie zuvor auf der Grund­
lage einer durchgängigen Dreischichtarbeit entlohnt worden 
war, nicht berechtigt davon ausgehen, daß nach Übernahme 
einer Arbeit im unterbrochenen Zweischichtsystem ihr wei­
terhin ein Anspruch auf Lohn in etwa der gleichen Höhe wie 
zuvor zustand. Für eine solche Annahme, die auch nicht mit 
einer vermeintlichen Schonarbeit begründet werden konnte — 
von einer solchen war in der ärztlichen Stellungnahme zwei­
felsfrei nicht die Rede, überdies wäre die maximal mögliche 
Dauer der Schonarbeit weit überschritten worden —, war ab­
solut kein Raum. Das hätte die Klägerin auf jeden Fall er­
kennen müssen, so daß ihre Weigerung, den zuviel erhalte­
nen Lohn nach § 126 Abs. 3 AGB voll zurückzuzahlen, keine 
Billigung durch das Bezirksgericht hätte erfahren dürfen.

§39 FGB; OG-Richtlinie vom 27. Oktober 1983.
Im Verfahren wegen Verteilung des gemeinschaftlichen Eigen­
tums nach Ehescheidung ist bei der Entscheidung über das 
Wohngrundsiück dem Anliegen des Ehegatten, der als Mit­
glied der LPG anstrebt, seine persönliche Hauswirtschaft zu 
bewahren, grundsätzlich besondere Bedeutung beizumessen. 
OG, Urteil vom 8. Juni 1988 — OFK 17 89.

Die Ehe der Prozeßparteien wurde geschieden und das Er­
ziehungsrecht für die 1972 geborene Tochter der Mutter über­
tragen.

In einem weiteren Verfahren haben die Prozeßparteien die 
Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums beantragt. Dazu 
gehört u. a. das Hausgrundstück in H. — bebaut mit einem 
Wohnhaus, Stallgebäude und zwei Garagen — sowie eine Bo­
denfläche von 724 m-. Jede Prozeßpartei hat das Alleineigen­
tum am Grundstück beansprucht.

Die Klägerin ist als Krippenhelferin in H. tätig. Der Ver­
klagte ist seit 1980 Mitglied der LPG Tierproduktion in H. 
Er bewirtschaftet seit dieser Zeit mit Unterstützung der LPG 
das Grundstück als Nachfolger seines Vaters, der ebenfalls 
Genossenschaftsbauer in dieser LPG war. Dieses ist z. B. für 
Wartungs- und Pflegearbeiten an dem vom Verklagten in der 
LPG gefahrenen Lastkraftwagen eingerichtet. Die zur persön­
lichen Nutzung zur Verfügung gestellte Bodenfläche und die 
auf dem Grundstück befindlichen Stallgebäude werden vom 
Verklagten als Voraussetzungen für seine persönliche Tier­
haltung angegeben.

Das Kreisgericht hat das Alleineigentum an dem Grund­
stück einschließlich der gesamten Bodenfläche der Klägerin 
übertragen, sie zur Zahlung eines Erstattungsbetrags an den 
Verklagten verurteilt und zugunsten des Verklagten ein Vor­
kaufsrecht festgelegt. Die Rechte an der Ehewohnung wurden 
der Klägerin übertragen, und der Verklagte wurde zur Räu­
mung verurteilt.

Zur Begründung hat das Kreisgericht dargelegt: Den Inter­
essen des Kindes sei besondere Bedeutung beizumessen. Be­
sondere berufliche Umstände, die für eine Übertragung des 
Grundstücks auf eine bestimmte Prozeßpartei sprächen, lä­
gen nicht vor. Der Verklagte halte sich seit längerer Zeit in S. 
auf und könne seine Tätigkeit in der LPG mit diesem Wohn­
sitz vereinbaren.

Das Bezirksgericht hat die Berufung des Verklagten zum 
Grundstück und zur Ehewohnung abgewiesen und die Ent­
scheidung zum Erstattungsbetrag ersatzlos aufgehoben. Zur 
Begründung hat es dargelegt: Der Auffassung des Kreisge­
richts, daß der Verklagte kein Interesse am Grundstück 
habe, sei nicht zu folgen. Er habe sich in S. lediglich aufge­
halten, um weitere Streitigkeiten zu vermeiden. Er sei we­
gen seiner Zugehörigkeit zur LPG nicht auf das Grundstück 
angewiesen.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.

Aus der Begründung:
Das Urteil des Bezirksgerichts verletzt § 39 FGB sowie die 
Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts zur Rechtspre­
chung bei der Aufhebung der Eigentumsgemeinschaft der 
Ehegatten nach Beendigung der Ehe vom 27. Oktober 1983 
(GBl. I Nr. 32 S. 309).

Das Bezirksgericht hat zutreffend darauf hingewiesen, daß 
der Verklagte wegen des vorübergehenden Aufenthalts außer­
halb der Ehewohnung, der durch den Ehekonflikt bedingt 
war, nicht bei der Entscheidung über das Grundstück und die 
Ehewohnung benachteiligt werden darf. ,

Dem Bezirksgericht ist jedoch nicht zuzustimmen, daß der 
Verklagte wegen seiner Zugehörigkeit zur LPG nicht auf 
das Grundstück angewiesen sei, weil auch eine andere Woh­
nung seiner Stellung als Genossenschaftsmitglied genüge. Bei 
der Abwägung, welche Prozeßpartei auf dieses Grundstück 
und die Ehewohnung angewiesen ist, ist deren Beschaffen­
heit in bezug auf die persönliche Hauswirtschaft eines Ge­
nossenschaftsbauern von ausschlaggebender Bedeutung. Das 
Kreis- und das Bezirksgericht haben nicht ausreichend beach­
tet, daß Genossenschaftsbauern die Führung persönlicher 
Hauswirtschaften im Rahmen des Statuts und der Betriebs­
ordnung der LPG garantiert ist (§ 34 LPG-Gesetz vom 2. Juli


